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47. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 31. Mai/01. Juni 2007 in Meisdorf, Landkreis Aschersleben-Staßfurt
TOP 1
Entwicklung der Kommunalfinanzen;

Prüfung einer Verfassungsbeschwerde gegen das Haushaltsbegleitgesetz 2007
Beratungsgrundlage:

Analyse zur Finanzlage der Landkreise in Sachsen-Anhalt von Herrn Heinrich Albers, Beigeordneter a. D. 
Rundschreiben-Nr. 235/2007 vom 22. Mai 2007 
Bisherige Beratung:

	Fachausschuss „Finanzen“
	26. Sitzung
	21.11.2006
	TOP 4

	Präsidium
	133. Sitzung
	12.12.2006
	TOP 8 

	Fachausschuss „Finanzen“
	27. Sitzung
	27.02.2007
	TOP 3

	Präsidium
	135. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 3


Weitere Beratung:
	Fachausschuss „Finanzen“ 
	28. Sitzung
	19.06.2007
	

	Präsidium 
	136. Sitzung
	03.07.2007
	


Sachverhalt:
Die von der Geschäftsstelle in Auftrag gegebene Analyse zur Finanzlage der Landkreise in Sachsen-Anhalt liegt zwischenzeitlich vor und ist als Beratungsgrundlage beigefügt. 

Das Gutachten bestätigt die im Vergleich zu den anderen kommunalen Gruppen ausgesprochen schlechte Finanzausstattung der Landkreise in Sachsen-Anhalt. Schwerpunkt unserer Bemühungen muss daher sein, die von der Landesregierung angekündigte Novellierung des Finanzausgleichsgesetzes dazu zu nutzen, die aufgabenbedingte Finanzsituation der Landkreise im Land Sachsen-Anhalt zu problematisieren und einer verbesserten Lösung zuzuführen. 

Nach den derzeit bekannten Überlegungen ist allerdings im Zuge der FAG-Änderung keine Stärkung der Kreisfinanzen zu erwarten. Allein bei der Kreisumlage soll es zu Einschränkungen kommen, indem die Gewerbesteuerumlage kreisumlagefrei gestellt wird. Die Einführung dieses sog. „Nettoverfahrens“ könnte betragsmäßig nur durch eine Anhebung der Kreisumlagehebesätze von durchschnittlich rd. 2,5 % aufgefangen werden.

Die gleichzeitig vorgesehene Erhöhung der Beteiligungsquote der kreisfreien Städte an den allgemeinen Zuweisungen von 27 % auf 28 % soll zwar zu Lasten der allgemeinen Zuweisungen der kreisangehörigen Gemeinden gehen, bewirkt aber weitere Mindereinnahmen bei der Kreisumlage. Daneben hat der Städte- und Gemeindebund bereits reklamiert, dass nicht nur die kreisangehörigen Gemeinden sondern auch die Landkreise die Verschiebung zu den kreisfreien Städten zu tragen hätten.

Unser Ziel sollte es vorrangig sein, die Umlagegrundlagen der Kreisumlage zu verbreitern. Hierzu müsste die Steuerkraft der kreisangehörigen Gemeinden vollständig (= 100 v. H.) und nicht nur zu 80 v. H. berücksichtigt werden. Die beiliegende Übersicht aus dem Kreisfinanzbericht des Deutschen Landkreistages macht deutlich, dass in Sachsen-Anhalt diesbezüglich bundesweit eine Ausnahmeregelung mit der Folge gilt, dass die Kreisumlagehebesätze in Sachsen-Anhalt

· rd. 20 % über den vergleichbaren Werten der anderen Bundesländer liegen,
· bei „echter“ Steuerkraftberechnung der Gemeinden um 20 v. H. gesenkt werden könnten.

Offen ist im Übrigen nach wie vor eine gerechtere Binnenverteilung der Bundes- und Landesmittel für die KdU-Kosten nach SGB II. Bekanntlich hat im Ergebnis des Jahres 2006 eine Begünstigung aller drei kreisfreien Städte und von zehn Landkreisen stattgefunden, der eine Belastung bei elf Landkreisen gegenüber steht. Das Erreichen einer sog. „Nulllinie“ für alle kommunalen Aufgabenträger ist damit nicht erreicht worden, so dass hier nach wie vor Handlungsbedarf besteht.

Entspannung bei den Kreisfinanzen ist auch nicht über die Steuermehreinnahmen zu erwarten. Der für das Land Sachsen-Anhalt in 2007 prognostizierte Wert von + 236 Mio. Euro dürfte im kommunalen Finanzausgleich Anfang 2008 zu einer Nachzahlung in Höhe von rd. 53 Mio. Euro führen. Der Finanzminister hat allerdings spätestens ab 2010 eine weitere Absenkung der Verbundquote im Finanzausgleichsgesetz angekündigt, um perspektivisch im Jahr 2019 bei dann nur noch 18 % anzukommen.  

Zwischenzeitlich hat der Kreistag des Landkreises Quedlinburg konkret beschlossen, mit geeigneten Rechtsmitteln gegen das Finanzausgleichsgesetz des Landes Sachsen-Anhalt vorzugehen. Der amt. Landrat ist daher an uns mit der Bitte herangetreten, die weiteren Schritte mit dem Landkreistag Sachsen-Anhalt abzustimmen. 

47. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 31. Mai/01. Juni 2007 in Meisdorf, Landkreis Aschersleben-Staßfurt
TOP 2
Fortsetzung der Funktionalreform in den Bereichen Agrarstrukturverwaltung, Schulaufsicht und überörtliche Sozialhilfe
Beratungsgrundlage:

Landräte-Schreiben Nr. 013/2007 vom 30. März 2007
Stellungnahme der Geschäftsstelle zur Funktionalreform im Bereich der Landwirtschafts-, Agrarstruktur- und Forstverwaltung vom 19. April 2007

Vermerk der Geschäftsstelle zur Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe im Land Sachsen-Anhalt vom 18. Mai 2007

Arbeitspapier der Geschäftsstelle zur Aufgabenanalyse und -kritik der Aufgaben der Schulaufsicht vom 18. Mai 2007 

Bisherige Beratung:

	Präsidium
	134. Sitzung
	06.03.2007
	TOP 4

	Präsidium
	135. Sitzung
	31.05.2007
	TOP 4


Weitere Beratung:
	Fachausschuss „Umwelt“
	24. Sitzung
	05.06.2007
	

	Fachausschuss „Soziales“
	27. Sitzung
	12.06.2007
	

	Fachausschuss „Finanzen“
	28. Sitzung
	19.06.2007
	

	Präsidium 
	136. Sitzung
	03.07.2007
	


Sachverhalt:
Die in der Koalitionsvereinbarung enthaltene Vorgabe für eine „substantielle Funktionalreform“ wird zwischenzeitlich in verschiedenen Aufgabenbereichen intensiv diskutiert. 
Am weitesten scheint der Bereich der Landwirtschafts-, Agrarstruktur- und Forstverwaltung fortgeschritten, der Gegenstand eingehender Beratungen in der Lenkungsgruppe am 08. Mai 2007 war. Die Geschäftsstelle hatte sich auf der Grundlage verschiedener Stellungnahmen vertieft in diesen Prozess eingebracht und die bestehende Position bekräftigt, dass wesentliche Aufgaben der Ämter für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten in den neuen Landkreisen wahrgenommen werden können. Bezüglich der Einzelheiten unseres Konzeptes verweisen wir auf unser o. g. Landräte-Schreiben.

Über das konkrete Ergebnis der Lenkungsgruppensitzung vom 08. Mai 2007 liegen uns noch keine offiziellen Informationen vor. Insofern werden wir im Landräte-Seminar ergänzend berichten. 

Auch in einer Arbeitsgruppe zur Kommunalisierung der Schulaufsicht werden zurzeit die Möglichkeiten erörtert, wie der entsprechende Auftrag aus der Koalitionsvereinbarung umgesetzt werden kann. In Vorbereitung der weiteren Gespräche hat die Geschäftsstelle das beiliegende Arbeitspapier entwickelt. Danach ist vorgesehen, dass die schulfachlichen Referenten für Grundschulen und Sekundarschulen direkt zu den Landkreisen wechseln und für die übrigen Schulen im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit Lösungsvorschläge auf kommunaler Ebene gefunden werden. Die Hausspitze im MK steht diesem Modell nicht grundsätzlich ablehnend gegenüber.

Bezüglich der Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe im Land Sachsen-Anhalt hat das Sozialministerium zunächst Herrn Professor Dr. Hennecke um eine Ausarbeitung zu den Konnexitätsfolgen gebeten. Herr Prof. Dr. Henneke hat in seinem Gutachten – wie von uns erwartet – sehr kommunalorientierte Feststellungen zu den einzelnen Fragenkomplexen getroffen. Erfreulicherweise wurde zwischen Landesregierung und den kommunalen Spitzenverbänden in der Sitzung der Projektgruppe „überörtliche Sozialhilfe“ am 13. April 2007 breites Einvernehmen über den Inhalt erzielt, so dass nunmehr eine rechtlich starke Grundlage für einen angemessenen Kostenausgleich im Zuge der angedachten Aufgabenverlagerung besteht.

Um dennoch die erheblichen finanziellen Folgen einer Kommunalisierung der überörtlichen Sozialhilfe überschaubar zu gestalten, schlägt die Geschäftsstelle ein speziell auf die Situation in Sachsen-Anhalt abgestelltes Modell vor. Danach würden die Landkreise und kreisfreien Städte lediglich für alle Neufälle ab einem bestimmten Stichtag (z. B. 01. Januar 2009) zu überörtlichen Trägern der Sozialhilfe bestimmt. Für die Altfälle würde hingegen die rechtliche und finanzielle Verantwortung beim Land Sachsen-Anhalt verbleiben. Einzelheiten ergeben sich aus dem beiliegenden Vermerk. 

47. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 31. Mai/01. Juni 2007 in Meisdorf, Landkreis Aschersleben-Staßfurt
TOP 3
Eckpunkte für die Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt
Beratungsgrundlage:

Rundschreiben Nr. 176/2007 vom 13. April 2007 

Bisherige Beratung:

	Fachausschuss „Finanzen“
	27. Sitzung
	27.02.2007
	TOP 4


Weitere Beratung:
	Fachausschuss „Finanzen“
	28. Sitzung
	19.06.2007
	

	Präsidium
	136. Sitzung
	03.07.2007
	


Sachverhalt:
Mit unserem o. g. Rundschreiben hatten wir Ihnen die aktualisierte Fassung der „Eckpunkte für die Gemeindegebietsreform in Sachsen-Anhalt“ zugeleitet. 

Auch die aktualisierten Eckpunkte sehen vor, im Land Sachsen-Anhalt vorrangig nur noch Einheitsgemeinden mit jeweils mindestens 10.000 Einwohnern vorzuhalten. Sie sollen durch Zusammenschluss bisheriger verwaltungsgemeinschaftsangehöriger Gemeinden wie folgt gebildet werden:

●
im Verflechtungsraum der kreisfreien Städte Dessau, Halle (Saale) und Magdeburg (S. 42 f.), 

●
auf dem Gebiet bisheriger Verwaltungsgemeinschaften mit dem Modell der Trägergemeinde (S. 43), 

●
auf dem Gebiet bisheriger Verwaltungsgemeinschaften nach dem Modell des gemeinsamen Verwaltungsamtes, wenn ein zentraler Ort vorhanden ist, der 
· eine vergleichsweise hohe, von den übrigen verwaltungsgemeinschaftsangehörigen Gemeinden deutlich unterschiedliche Einwohnerzahl aufweist (40 % der „Einwohner“ der Verwaltungsgemeinschaft) und 
· tatsächlich mindestens die Funktion eines Grundzentrums wahrnimmt. Dabei soll der zentrale Ort über den Sitz der bisherigen Verwaltungsgemeinschaft verfügen (S. 43 f).

●
Darüber hinaus kann eine Verbandsgemeinde für derzeitige Mitgliedsgemeinden in Verwaltungsgemeinschaften eine Alternative zur Bildung von Einheitsgemeinden sein (S. 44).

Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt hat am 07. Mai 2007 zu den aktualisierten Eckpunkten die beigefügte Stellungnahme beschlossen und uns um Unterstützung seiner Position gebeten. Die Stellungnahme des SGSA fügen wir als Beratungsgrundlage zu Ihrer Kenntnisnahme bei.

Im Rahmen des Landräte-Seminars sollte eine Abstimmung darüber erreicht werden, ob und in welcher Form sich der Landkreistag Sachsen-Anhalt ergänzend zu den bestehenden Beschlusslagen und gefertigten Stellungnahmen in die laufende Diskussion einbinden soll.

47. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 31. Mai/01. Juni 2007 in Meisdorf, Landkreis Aschersleben-Staßfurt
TOP 5
Umsetzung der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007

Beratungsgrundlage:

Rundschreiben Nr. 187/2007 vom 19. April 2007 

Bisherige Beratung:

	Fachausschuss „Finanzen“
	27. Sitzung
	27.02.2007
	TOP 8


Weitere Beratung:
	Fachausschuss „Finanzen“
	28. Sitzung
	19.06.2007
	

	Präsidium
	136. Sitzung
	03.07.2007
	


Sachverhalt:
Die Umsetzung der Kreisgebietsreform wird von zahlreichen rechtlichen Fragestellungen begleitet, die im Folgenden zur Diskussion gestellt werden:

Abberufung von Kreisbrandmeistern, Abschnittsleitern und deren Stellvertretern 

Das Innenministerium hat mit Erlass vom 01. März 2007 geregelt, dass die Kreisbrandmeister, Abschnittsleiter und deren Stellvertreter in den Landkreisen, die im Rahmen der Kreisgebietsreform aufgelöst werden, zum 30. Juni 2007 abzuberufen sind. Bis zur Ernennung neuer Ehrenbeamter solle in den neuen Landkreisen einer der bisherigen Kreisbrandmeister bzw. die bisherigen Amtsinhaber in den Brandschutzabschnitten mit der Wahrnehmung der Geschäfte beauftragt werden. Nach Auffassung des MI können die Kreisbrandmeister, Abschnittsleiter und deren Stellvertreter ihr Amt im neu gebildeten Landkreis wegen der Auflösung ihres Landkreises bereits aus Rechtsgründen nicht mehr ausüben. 

Der Erlass des MI ist nicht mit uns abgestimmt worden. Nach Rückfrage im MI wurde uns von dort erklärt, dass der Erlass inhaltlich am 08. März 2007 sowie am 04. April 2007 mit den Kreisbrandmeistern erörtert worden ist. Insbesondere hätten die Kreisbrandmeister selbst eine Regelung des Innenministeriums zu den Auswirkungen der Kreisgebietsreform auf die Dienstverhältnisse der Kreisbrandmeister und Abschnittsleiter eingefordert. Bedenken seien gegen das vom Innenministerium geregelte Verfahren nicht vorgebracht worden. 

Mit unserem o. g. Rundschreiben haben wir die Landkreise auf die aus unserer Sicht bestehenden Bedenken gegen die Erlassregelung hingewiesen. Daraufhin haben uns insgesamt 10 Stellungnahmen aus den Landkreisen zu der genannten Thematik erreicht. 

Zwei Landkreise begrüßen danach den MI-Erlass ausdrücklich (Aschersleben-Staßfurt, Anhalt-Zerbst). Tendenziell wird der Erlass auch von den Landkreisen Bitterfeld und Wernigerode (in Abstimmung mit den Landkreisen Halberstadt und Quedlinburg) begrüßt, wobei an der inhaltlichen Ausgestaltung der Erlassregelung Kritik geäußert wird. 

Demgegenüber lehnen sechs Landkreise die Erlassregelung ausdrücklich ab (Bördekreis, Ohrekreis, Sangerhausen, Mansfelder Land, Weißenfels, Burgenlandkreis). 

Wegen der konträren Auffassungen der Landkreise zur Frage der Abberufung der Kreisbrandmeister, Abschnittsleiter und deren Stellvertreter regen wir einen inhaltlichen Meinungsaustausch und eine Abstimmung zum weiteren Vorgehen an. 

Regelungen zur Haushalts- und Finanzwirtschaft im Rahmen der Kreisgebietsneuregelung

Gemäß § 17 Abs. 1 des Gesetzes zur Kreisgebietsneuregelung führen die neu gebildeten Landkreise die Haushaltswirtschaft der Landkreise, deren Rechtsnachfolger sie sind, auf der Grundlage der von den aufgelösten Landkreisen erlassenen Haushaltssatzungen bis zum Ende des Haushaltsjahres weiter. 

Gegenüber dem Innenministerium haben wir bereits seit mehreren Monaten deutlich gemacht, dass es insbesondere Schwierigkeiten bereitet, bei der Erstellung der Haushaltspläne für die neu gebildeten Landkreise zu den Ansätzen des laufenden Jahres auch die Einnahme- und Ausgabeansätze für das Vorjahr und die Ergebnisse des diesem vorangegangenen Jahres anzugeben. Mit Runderlass vom 11. Mai 2007 hat das Innenministerium nunmehr verfügt, dass es zur Erleichterung der Erstellung der Haushaltspläne in den neu gebildeten Landkreisen aus den vorgenannten Gründen einmalig hinnehmbar sei, dass die Angabe der Rechnungsergebnisse 2006 sowie die Angabe der Haushaltsplanansätze 2007 für die Aufgabenbereiche nur bis zur zweiten Gliederungsziffer (Abschnitte) erfolgt. 

Muster-Tagesordnung für die konstituierende Sitzung des neu gewählten Kreistages im Zuge der Kreisgebietsreform zum 01. Juli 2007

Wie in früheren Jahren wird die Geschäftsstelle auch für die konstituierende Sitzung des neu gewählten Kreistages im Zuge der Kreisgebietsreform einen Vorschlag für die Tagesordnung vorlegen. 

Der entsprechende Entwurf geht den Landkreisen in Kürze als Rundschreiben zu. Er dient lediglich als Muster und soll damit als Arbeitsgrundlage für die Erstellung der Tagesordnung in den einzelnen Landkreisen unter Berücksichtigung der jeweiligen örtlichen Besonderheiten hilfreich sein.

47. Landräte-Seminar des Landkreistages Sachsen-Anhalt am 31. Mai/01. Juni 2007 in Meisdorf, Landkreis Aschersleben-Staßfurt
TOP 6
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen für Wirtschaftswege im Rahmen des ländlichen Wegebaus
Beratungsgrundlage:

Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung vom 06.09.2006 (Drs. 5/230) 

Bisherige Beratung:

	-
	
	
	


Weitere Beratung:
	-
	
	
	


Sachverhalt:
Auf der Grundlage einer Kleinen Anfrage von Herrn Landtagsabgeordneten Reichert hat die Landesregierung festgestellt, dass der ausbaubeitragsrechtliche Begriff der Verkehrsanlage nach § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG-LSA weiter reicht als der straßenrechtliche Begriff der öffentlichen Straße in § 2 Abs. 1 StrG LSA. Abgaberechtlich erfasst seien daher auch sog. Wirtschaftswege, dass heißt gemeindeeigene Wege, die die Zufahrt zu land- oder forstwirtschaftlich genutzten Grundstücken im Außenbereich ermöglichen oder erleichtern, aber auch von der Allgemeinheit (z. B. von Radfahrern und Wanderern) genutzt werden. Nähere Einzelheiten ergeben sich aus der beiliegenden Landtagsdrucksache.

Der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt (SGSA) hat in seinem Beitrag Nr. 594 aus 2006 vom 16.10.2006 die Rechtsauffassung der Landesregierung im vollen Umfang bestätigt. Auch das Satzungsmuster des SGSA sieht daher einen entsprechenden Tatbestand vor. Nach Informationen des SGSA würden einzelne Gemeinden durchaus schon seit längerer Zeit Beiträge für Wirtschaftswege erheben bzw. zumindest geprüft haben, ob eine Erhebung dieser Beiträge aufgrund der in der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt enthaltenen Einnahmebeschaffungsgrundsätze erfolgen muss.

Herr Landrat Ostermann hat uns bezugnehmend auf die Landtagsdrucksache und die Veröffentlichungen in den KNSA auf Schwierigkeiten hingewiesen, die sich bei der Umsetzung dieser Problematik mit den kreisangehörigen Gemeinden seines Landkreises ergeben. Er bittet deshalb um einen Erfahrungsaustausch im Rahmen des Landräte-Seminars.   
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